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Steuerpolitische Vorschläge im Wahlkampf 2009
In der nächsten Legislaturperiode endlich mehr Steuergerechtigkeit?

– Professor Dr. Johanna Hey –

I. Weniger Wahlkampfrhetorik, mehr Ehrlichkeit!

Kein Bundestagswahlkampf kommt ohne vollmundige Versprechen zum Steuerrecht aus. Auch

2009 werden die üblichen Parolen ausgegeben. CDU/CSU werben damit, ihre Steuerpolitik sei

„leistungsgerecht, familiengerecht, generationengerecht und krisenfest“. Gemeinsam mit der FDP tritt man

für ein Steuerrecht nach den „Prinzipien“ „einfach, niedrig und gerecht“ ein. „Sozial gerecht und wirt-

schaftlich vernünftig“ ist das Motto der SPD. Derartige Slogans sind zeitlos, austauschbar und uni-

versal (s. Barack Obama: tax reform for simplicity, fairness, and growth). Sie bleiben jedoch in-

haltsleer, solange nicht dargelegt wird, wie diese Ziele erreicht werden sollen.

So beliebt Steuern als Wahlkampfthema sind, so wenig interessiert sich der Bürger für den Zu-

stand des Steuerrechts. Selbst für die im Zuge des Wahlkampfes 2009 ausgegebenen Steuersen-

kungsversprechen ist der Wähler augenblicklich wenig empfänglich. Laut Handelsblatt vom

22. 7. 2009 halten nur 7% der Bürger Steuer- und Abgabensenkungen in der derzeitigen Lage für

ein wichtiges Thema. Dies zeugt bei einer beschlossenen Rekordneuverschuldung des Bundes für

2010 von 86 Mrd. Euro vom Realitätssinn des Wahlvolkes. Gleichzeitig ist es Ausdruck einer tie-

fen Steuerpolitikverdrossenheit. An durchgreifende Verbesserungen glaubt niemand. Der Wähler

weiß, dass das Steuerrecht trotz der Versprechungen in vergangenen Wahlkämpfen nicht gerech-

ter, und schon gar nicht einfacher geworden ist. “Mehr Netto für alle“ klingt prima, aber wie soll

dies funktionieren bei explodierender Staatsverschuldung und ohne radikale Ausgabenkürzun-

gen?

Man mag aus der letzten Bundestagswahl die Lehre gezogen haben, dass sich Steuererhöhungen

zur Mobilisierung von Wählern nicht eignen. Doch die Verschleierung der wahren Lage ist ein

Zeichen fehlenden Respekts vor dem Wähler, mangelnder Wahlkampfmoral. Ob Umsatzsatzsteu-

ererhöhung, einmalige Vermögensabgabe im Sinne eines Finanzmarktkrisenlastenausgleichs oder

weitere Verbreiterungen der Bemessungsgrundlagen wie die Streichung des Sonderausgabenab-

zugs für die Kirchensteuer – in Berlin gibt es derzeit keine Tabus. In den Wahlkampfprogrammen

findet sich dazu fast nichts. Trotzdem wird unmittelbar nach der Regierungsbildung die Maschi-

nerie in Gang gesetzt werden, und dann wird es nur ein Prinzip geben: Einnahmeerhöhung. Ob

es dabei gerecht zugeht oder nicht, wird dann keine Rolle mehr spielen. Schon deshalb ist gegen-

über den hehren Zielen in Wahlkampfprogrammen größte Vorsicht geboten.

II. Was versprechen die Parteien?

1.) Konzentration auf Steuersätze und Lenkung

Ohnehin fehlt es an Konkretisierung. Statt Antworten auf die Probleme unseres Steuersystems zu

geben, ergehen sich die Parteien wie üblich vor allem in Steuersatzarithmetik. Im Übrigen bleiben

die Programme vage. Der Weg aus der bestehenden Steuerungerechtigkeit, aus der Verletzung des

Nettoprinzips, der Verschonungswillkür in der Erbschaftsteuer oder der wuchernden Missbrauchs-

gesetzgebung bleibt unklar. Ein Bekenntnis zu systematischen Steuerrechtsreformen fehlt.
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Lediglich die Liberalen warten mit detaillierten Vorstellungen für ein neues Einkommens- und

Unternehmensteuerrecht auf. Es ist bemerkenswert, dass nicht die großen Parteien, sondern die

FDP die Kraft hat, ausformulierte Gesetzgebungsvorschläge vorzulegen (http://www.hermann-

otto-solms.de/files/1217/LiberaleSteuer-2005-1.pdf), wobei auch hier die frühe Festlegung von

Steuersätzen und das Werben mit massiven Steuersenkungen Zweifel an der Realisierbarkeit wek-

ken.

Von den anderen Parteien erfährt man Konkretes vor allem dort, wo es um die Erreichung außer-

steuerlicher Ziele geht, etwa den Einsatz des Steuerrechts für den Umweltschutz oder die For-

schungsförderung. Die Politik kann einfach nicht davon lassen, das Steuerrecht als Lenkungsin-

strument zu gebrauchen. Unabhängig davon, ob sich einzelne der vorgeschlagenen Maßnahmen

rechtfertigen lassen, läuft dies sowohl dem gleichfalls bekundeten Interesse an niedrigen Steuer-

sätzen als auch an Vereinfachung zuwider.

Interessant ist ferner, wie sich in Wahlkampfprogramme Detailvorschläge hineinschleichen. So

findet sich in dem insgesamt 64seitigen Regierungsprogramm von CDU/CSU unter anderem der

Vorschlag „die steuerrechtlichen Form- und Meldevorschriften für ehrenamtlich geführte Vereine mit gelegent-

lich geführtem Schankbetrieb zu vereinfachen“. Warum, fragt man sich, nur für diese Gruppe? Müsste

es nicht ein Anliegen sein, steuerrechtliche Form- und Meldevorschriften insgesamt zu vereinfa-

chen? Wie kann es angehen, dass derartige Partikularinteressen in ein Regierungsprogramm

2009-2013 Eingang finden?

2.) Einkommensteuer

Schon wegen der Vielzahl der Steuerfälle sollte einer Sanierung der Einkommensteuer das Haupt-

augenmerk geschenkt werden. Zentrale Probleme der Einkommensteuer liegen nach wie vor in

der einkunftsartenspezifischen Ungleichbehandlung wirtschaftlich vergleichbarer Sachverhalte

und der hierdurch bedingten Intransparenz. Mehr denn je ist die Einkommensteuer Dummen-

steuer. Gleichzeitig versucht der Gesetzgeber die Nutzung von Belastungsunterschieden durch

überkomplizierte Missbrauchsvorschriften zu verhindern. Verheerend sind zudem die Folgen der

ungedeckten Steuersatzsenkungsversprechen der Vergangenheit. Sie wurden mit nahezu beliebi-

gen Durchbrechungen des Nettoprinzips erkauft. Die Entscheidung des Bundesverfassungsge-

richts zur Pendlerpauschale hat deutlich gemacht, dass diese Form der Gegenfinanzierung verfas-

sungswidrig ist. Es handelt sich indes nicht um einen Einzelfall.

Wie man die Missstände beseitigen will, dazu schweigen die Wahlkampfprogramme. Nur zu

Steuersätzen und Freibeträgen finden sich erneut prozent- und eurogenaue Festlegungen. Alle

Parteien wollen den erst zum 1. 1. 2009 durch das Konjunkturprogramm II von 15 auf 14% ge-

senkten Eingangssteuersatz weiter senken bzw. den Grundfreibetrag signifikant anheben (CDU/

CSU: 12%; SPD: 10%; FDP: 10%; Bündnis 90/DIE GRÜNEN: Grundfreibetrag von 8500 Euro;

Die Linke: Grundfreibetrag von 9300 Euro). Zum Spitzensteuersatz finden sich dagegen zwei

klare Lager: Eine Anhebung des Einkommensteuerspitzensatzes fordern SPD (47% ab 125.000

Euro als sog. „Bildungssoli“), Bündnis 90/DIE GRÜNEN (45% als regulären Spitzensatz) und Die

Linke (53%), während sich die FDP explizit für eine Senkung des Spitzensteuersatzes auf 35% (ab

50.000 Euro) ausspricht und CDU/CSU das Thema in Zusammenhang mit der kalten Progression

aufgreifen.

Dass erst das Zusammenspiel aus Bemessungsgrundlage und Steuersatz die Belastungswirkun-

gen erkennen lässt, ist zwar eine Banalität, scheint aber in der Politik immer noch nicht ange-

kommen zu sein. Das Versprechen von Steuersatzsenkungen ist in der aktuellen Haushaltssitua-

tion unverantwortlich und hat mit einer Einkommensteuerreform nichts zu tun.

Auch rechtlich besteht keine Notwendigkeit, zulasten der Abziehbarkeit von Erwerbsaufwen-

dungen und Verlusten weiter am Tarif herumzumanipulieren. Zwar ist die Inflationsbereinigung

der persönlichen Freibeträge ein verfassungsrechtliches Gebot und keine politische Wohltat. Aber

die bereits beschlossene Erhöhung des Grundfreibetrags (ab 2010: 8004 Euro) ist durchaus in der

Lage, die Steuerfreiheit des existenznotwendigen Bedarfs zu gewährleisten. Die kalte Progression,

deren Abmilderung sich CDU/CSU auf die Fahnen geschrieben haben, verfälscht zwar die ur-

sprüngliche politische Verteilungsentscheidung, weil heutzutage bereits der Mittelstand, und

nicht lediglich Spitzenverdiener mit dem Höchstsatz zur Finanzierung der staatlichen Aufgaben
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herangezogen werden. Unter demokratietheoretischen Gesichtspunkten sollte das Parlament

hierüber in regelmäßigen Abständigen explizit abstimmen, statt die Inflation für den Staat arbei-

ten zu lassen. Verfassungswidrig ist dies indes nicht, und der Staat wird in den nächsten Jahren

die durch die kalte Progression bedingten Mehreinnahmen bitter nötig haben. Solange nicht of-

fengelegt wird, wie Steuersatzsenkungen oder die Abmilderung der kalten Progression finanziert

werden sollen, fehlt die Entscheidungsbasis. Die Information im Wahlkampfprogramm ist wert-

los.

3.) Unternehmensbesteuerung
Bei der Besteuerung von Unternehmen sind nach den Unternehmensteuerreformen 2000 und

2008 keine grundlegenden strukturellen Änderungen zu erwarten. Nur die FDP hält am Ziel ei-

ner rechtsformneutralen Unternehmensbesteuerung fest. CDU/CSU haben immerhin erkannt,

dass die durch die Unternehmensteuerreform 2008 implementierten Betriebsausgabenabzugsver-

bote und Verlustvernichtungsregeln krisenverschärfend wirken und wollen „die notwendigen An-

passungen“ vornehmen. Ein Bekenntnis zum objektiven Nettoprinzip ist dies nicht, sondern wohl

eher die Ankündigung (weiterer?) befristeter Maßnahmen. SPD, Bündnis 90/DIE GRÜNEN und

Die Linke lehnen dagegen zusätzliche Entlastungen der Unternehmen ab. Gewinnverlagerungen

soll noch entschiedener entgegengetreten, der Steuersenkungswettlauf gestoppt werden. Wie man

dieses Anliegen auf europäischer Ebene durchsetzen will, bleibt völlig offen. Allein die Haushalts-

probleme der anderen EU-Staaten werden dem Wettbewerb um mobile Steuerquellen (insbesonde-

re Unternehmensgewinne und Kapitaleinkünfte) möglicherweise zunächst die Schärfe nehmen.

Enttäuschend ist die beharrliche Weigerung der Politik, das Gewerbesteuerproblem anzupacken.

Mit einer Umgestaltung der Gewerbesteuer ist auch in der nächsten Legislaturperiode nicht zu

rechnen, obwohl gerade die Finanz- und Wirtschaftskrise erneut belegt, dass es sich um die denk-

bar schlechteste Kommunalfinanzierung handelt: Einerseits bleibt es trotz der Hinzurechnung

von Zinsen, Mieten und Lizenzgebühren bei der Konjunkturanfälligkeit des Gewerbesteuerauf-

kommens. Anderseits bergen eben jene Hinzurechnungen die Gefahr, Unternehmen, deren Erträ-

ge in der Wirtschaftskrise einbrechen, in die Insolvenz zu treiben und damit die Steuerquelle end-

gültig versiegen zu lassen. Innerhalb der Gewerbesteuer wird sich keine Verstetigung der ge-

meindlichen Steuereinnahmen erreichen lassen. Erst recht dürfen die krisenverschärfenden Hin-

zurechnungen nicht ausgebaut werden. Deshalb ist das Plädoyer von Bündnis 90/DIE GRÜNEN

für eine „volle Einbeziehung ertragsunabhängiger Elemente“, was auch immer das heißen mag (Gewer-

besteuer auf den Umsatz?), abzulehnen.

Eine Gewerbesteuerreform wäre nicht zum Schaden der Gemeinden. Im Gegenteil! Sie könnte zu

einer Verstetigung des Aufkommens beitragen. Gleichzeitig könnte auf ertragsunabhängige Hin-

zurechnungen verzichtet und endlich einmal das Unternehmensteuerrecht vereinfacht werden,

anstatt es permanent zusätzlich zu komplizieren. Vorschläge wie das Vier-Säulen-Modell der

Kommission Steuergesetzbuch der Stiftung Marktwirtschaft (Umgestaltung der Gewerbesteuer

in einen Zuschlag zu Einkommen- und Körperschaftsteuer bei gleichzeitiger Erhöhung der Um-

satzsteuerbeteiligung und einer besonderen Beteiligung am Lohnsteueraufkommen) liegen vor.

Allein – der politische Wille fehlt.

4.) Erbschaftsteuer
Gespannt darf man sein, ob der den Zwängen der Großen Koalition geschuldete gleichheitssatz-

widrige Erbschaftsteuerkompromiss bereits in der nächsten Legislaturperiode revidiert wird oder

ob man einen erneuten Richterspruch aus Karlsruhe abwartet. Die FDP will die Erbschaftsteuer

den Ländern überantworten. CDU/CSU äußern sich zaghaft dahingehend, der „erzielte Kompro-

miss solle überprüft werden“. Bündnis 90/DIE GRÜNEN und Die Linke wollen dagegen das Erb-

schaftsteueraufkommen durch stärkere Belastung großer Erbschaften deutlich erhöhen.

Die Erbschaftsteuerreform 2008 ist eine Blamage. Erst wird den Steuerpflichtigen auferlegt, mit

hohem Aufwand Verkehrswerte zu ermitteln, um sodann die Unternehmensnachfolge gebunden

an Wohlverhaltensregeln (Behaltefrist, Arbeitsplatzklausel) weitgehend wieder zu entlasten. Er-

kauft werden die Privilegierung des Betriebsvermögens und die hohen persönlichen Freibeträge

durch hohe Steuersätze, vor allem für die Steuerklassen II und III (Geschwister, Neffen/Nichten).

Monströs in der Anwendung, unergiebig im Ertrag, entscheidungsverzerrend und gleichheits-
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satzwidrig hat der Gesetzgeber das Ziel einer verfassungskonformen, gerechten Erbschaftsteuer

klar verfehlt. Hätte nicht jede Partei – ganz gleich wie sie generell zur Erbschaftsteuer steht – für

die nächste Legislaturperiode ankündigen müssen, diesen Schandfleck zu beseitigen?

5.) Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens

Positiv ist, dass alle Parteien zu erkennen scheinen, dass erhebliches Vereinfachungspotential im

Bereich des Steuerverfahrens liegt. Verbesserte Serviceleistungen der Finanzverwaltung mindern

nicht nur die Befolgungskosten der Steuerpflichtigen, sondern fördern auch die Akzeptanz ge-

genüber dem Steuerstaat. Freilich geht die Effizienz des Steuerverfahrens mit der des materiellen

Steuerrechts Hand in Hand. Das Problem überkomplizierter Vorschriften des materiellen Steuer-

rechts lässt sich nicht durch laissez faire beim Vollzug begegnen, sondern nur durch eine Verein-

fachung auch der Belastungsnormen.

Der Vorschlag der SPD, jedem Arbeitnehmer einen Bonus von 300 Euro für den Verzicht auf die

jährliche Einkommensteuererklärung zu gewähren, kann daher nur als Bankrotterklärung ge-

wertet werden. Der Fiskus bezahlt den Bürger dafür, nicht behelligt zu werden, eine Art „Nerv-

mich-nicht-Prämie“. Unklar ist zudem, warum die SPD zu einem neuen Instrument greift, anstatt

den bestehenden Arbeitnehmerpauschbetrag um 300 Euro zu erhöhen. Wie ist dieses Nebenein-

ander mit der angekündigten „maximalen Transparenz“ zu vereinbaren?

III. Ohne Ausgabenmoral keine Besteuerungsmoral

Klaus Tipke beklagt in der ‘steuertip‘-Beilage vom 17. 7. 2009 fehlende Besteuerungsmoral. Vor-

aussetzung von Besteuerungsmoral ist Ausgaben- und Haushaltsmoral. Ein ausgebluteter Staat

wird sich nicht an faire Spielregeln halten. Solange die Haushaltsprobleme nicht gelöst sind, ist

nicht mit einer Bereinigung des Steuersystems zugunsten höherer Transparenz zu rechnen.

Besonders ärgerlich ist, dass sich die Politik hinter der Konjunkturkrise versteckt. Dabei sind die

Haushaltsdefizite nach wie vor auch struktureller Natur. Die Große Koalition ist in den ersten

zweieinhalb Jahren ihrer Amtszeit auf der Welle der prosperierenden Weltwirtschaft gesurft. Sie

hat sich um den Abbau der Altschulden und die Beseitigung struktureller Defizite nicht geküm-

mert, sondern weiterhin, wenn auch in geringerem Umfang, neue Schulden gemacht. Wie viel

Glaubwürdigkeit wohnt dann der Verabschiedung der ab 2016 wirkenden Schuldenbremse inne?

Der Steuerbürger wird es ausbaden müssen. Denn dass der Staat gewillt ist, sein Ausgabeverhal-

ten an die Einnahmen anzupassen, ist nicht erkennbar. Wenn der für 2009/10 befürchtete Ein-

bruch der Gewerbesteuereinnahmen um 25% zum Anlass genommen wird, neue Verbreiterun-

gen der Bemessungsgrundlage einzufordern, bleibt außer Betracht, dass das Gewerbesteuerauf-

kommen innerhalb von 5 Jahren von 28 Mrd. Euro in 2004 auf 41 Mrd. Euro in 2008 (= 46%)

hochgeschnellt ist. Gebt den Kommunen mehr Geld, und sie werden es ausgeben. Erst wenn der

Bürger durch Einführung einer kommunalen Bürgersteuer merkt, dass es sein Geld ist, könnten

die Kommunen zum Sparen gezwungen werden. Auf kommunaler Ebene ließe sich der Zusam-

menhang zwischen Ausgaben und Steuern am unmittelbarsten sichtbar machen. Kein Wunder,

dass die Politik die Reform der Kommunalfinanzen scheut.

IV. Fazit: Wenig Hoffnung auf substantielle Verbesserungen des Steuerrechts in
der nächsten Legislaturperiode

Vielleicht muss man erleichtert sein, dass diesmal keine großen Steuerreformen versprochen wer-

den. Die Große Koalition befand sich in einem wahren Steuerrechtsänderungsrausch, aber eben

nicht in einem Steuerreformrausch. Konzeptionslose Reformversuche begründen permanenten

Nachbesserungsbedarf. Damit wird ein weiteres wichtiges Steuergerechtigkeitspostulat verletzt,

die Forderung nach Berechenbarkeit und Vorhersehbarkeit des Steuerrechts, nach Steuerpla-

nungssicherheit. Der Verzicht auf neue, nicht hinreichend durchdachte Reformen kann damit ei-

nem Beitrag zur Steuergerechtigkeit leisten. Der Forderung nach einer an Prinzipien orientierten

Rechtsreform nimmt dies nicht die Dringlichkeit. Doch hiervon findet sich jedenfalls in den Pro-

grammen der großen Volksparteien nichts.
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